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Gesetzgebung | Bundesregierung beschließt weitere
Energiesparmaßnahmen

Die Bundesregierung hat am 24.8.2022 zwei Verordnungen beschlossen, die kurz- und mittelfristig
zur Sicherung der Energieversorgung beitragen sollen. Unter anderem sollen weniger Büroflächen
geheizt werden und Gebäude, Denkmäler und Werbeflächen zu bestimmten Zeiten nicht mehr be-
leuchtet werden.

Die beiden Verordnungen beinhalten konkrete Maßnahmen für die kommende und die über-
nächste Heizperiode und richten sich an die öffentlichen Körperschaften sowie Unternehmen und
private Haushalte. Neben der Einsparung von Gas sind auch Maßnahmen vorgesehen, die den
Stromverbrauch senken sollen, da dies dazu beiträgt, die Stromerzeugung mit Gas zu verringern.

Anbei ein Überblick über beschlossenen Energiesparmaßnahmen:

> Mieter können die Raumtemperaturen in ihren Wohnungen auch dann freiwillig absenken,
wenn vertraglich eine höhere Mindesttemperatur vereinbart ist, die höher liegt als sie zum
Schutz der Wohnung vor Schäden erforderlich wäre.

> Verbraucher sollen schneller informiert werden, wie sehr die Gaspreise für ihre Heizung steigen
und so zu sparsamem Heizen motiviert werden. Private Schwimm- und Badebecken dürfen
nicht mehr energieintensiv beheizt werden.

> In Arbeitsstätten wird die Mindestraumtemperatur um ein Grad Celsius abgesenkt. In öffentli-
chen Arbeitsstätten ist dies zugleich die Höchsttemperatur. Erlaubt sind maximal 19 Grad. Ge-
meinschaftsflächen, an denen sich nicht dauerhaft Personen aufhalten, dürfen nicht mehr be-
heizt werden.

> Warmwasser soll dort, wo es lediglich dem Händewaschen dient, abgeschaltet werden oder die
Temperatur auf das hygienische Mindestmaß abgesenkt werden.

> Die Nutzung von leuchtenden beziehungsweise lichtemittierenden Werbeanlagen wird für be-
stimmte Zeiten untersagt. Hierdurch soll sich der unnötige Energieverbrauch vor allem im Ge-
werbe-, Handel und Dienstleistungssektor reduzieren.

> Die Beleuchtung von Gebäuden und Baudenkmälern wird verboten, soweit sie nicht zur Auf-
rechterhaltung der Verkehrssicherheit oder zur Abwehr anderer Gefahren erforderlich ist.

> Gebäudeeigentümer werden zur Optimierung der Heizungssysteme ihrer Gebäude verpflich-
tet. Dies umfasst eine Prüfung des Heizungssystems auf grundlegende Einstellungsmängel so-
wie auf die Notwendigkeit weiterführender Maßnahmen. Eigentümer größerer Gebäude sollen
verpflichtet werden, das Heizungssystem hydraulisch abgleichen zu lassen, um eine Energie-
einsparung zu erzielen.

Hinweis:
Die Verordnungstexte sind auf der Homepage des Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli-
maschutz veröffentlicht:
> Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über kurzfristig wirksame Maßnahmen
> Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über mittelfristig wirksame Maßnah-

men

Quelle: Bundesregierung online, Meldung v. 24.8.2022 (il)

1
© NWB Verlag. Das Dokument darf ausschließlich im vertraglich vereinbarten Rahmen und in den Grenzen des Urheberrechts genutzt werden. Die Veröffentlichung im Internet ist nicht gestattet.

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ensikumav.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ensimimav.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ensimimav.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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